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         Über das Buch

         Sabine Adler bereist Israel seit vielen Jahren und berichtete darüber in zahlreichen
            Reportagen. Als zuverlässige und versierte politische Beobachterin verliert sie in
            ihren Analysen nie das Menschliche, die Geschichten hinter den Konflikten, aus dem
            Blick. Für ihr neues Buch hat sie Mitglieder einer weitverzweigten, vier Generationen
            umspannenden Familie besucht und ihnen ihre Fragen gestellt. Entstanden ist eine biographische
            wie politische Erzählung über das zerrissene Land.
         

         »In diesem Kampf gibt es auf der einen wie auf der anderen Seite nur noch wenig Platz
            für Verständnis und Mitgefühl. Einige meiner Gesprächspartner denken nur noch in den
            Kategorien ›wir‹ oder ›sie‹. Andere haben sich ihren differenzierten, kritischen Blick
            bewahrt. Diese Gruppe ist kleiner, leiser, im Moment politisch schwächer, und doch
            ruhen auf ihr große Hoffnungen. Denn diese Menschen sind es, die wissen, dass sie
            ihre israelische Gesellschaft verändern müssen, damit sie außer jüdisch auch demokratisch
            bleiben kann.« SABINE ADLER
         

         Noch nie war es so schwer, über Israel zu reden. Spiegel-Bestsellerautorin Sabine
            Adler sucht das Gespräch mit den Menschen vor Ort. Sie begibt sich dabei in unterschiedliche
            gesellschaftliche Milieus und politische Lager – stets auf der Suche nach Antworten,
            wohin sich das Land entwickelt.
         

         »Sabine Adler gelingt etwas Seltenes: Sie hört den Menschen in Israel wirklich zu.
            Ohne einfache Antworten oder moralische Selbstüberhöhung. Dieses Buch ist keine Anklage,
            keine Verteidigung – es ist ein tiefenscharfer, empathischer Einblick in die kollektive
            israelische Seele im vielleicht größten Krisenmoment des Landes.« MERON MENDEL
         

         Über Sabine Adler

         Sabine Adler ist langjährige Osteuropa-Expertin des Deutschlandfunks. Sie berichtete
            viele Jahre aus Moskau, war Leiterin des Hauptstadtstudios in Berlin und Korrespondentin
            im Studio Warschau mit Schwerpunkt Polen, Belarus, baltische Länder und Ukraine. Während
            der Ereignisse auf dem Euro-Maidan berichtete sie aus Kiew, danach über den Krieg
            in der Ostukraine und seit Februar 2022 über den russischen Angriffskrieg auf die
            Ukraine. Für ihre Arbeit wurde sie vielfach ausgezeichnet, u. a. als Politikjournalistin
            des Jahres. 2024 erhielt sie den Preis für die Freiheit und Zukunft der Medien und
            war mit ihrem Buch »Was wird aus Russland?« für den NDR-Sachbuchpreis sowie den Deutschen
            Wirtschaftsbuchpreis nominiert. Ihre Bücher »Die Ukraine und wir« und »Was wird aus
            Russland?« wurden zu SPIEGEL-Bestsellern.
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            Vorwort
            

         

         Kein internationaler Brennpunkt erregt die Gemüter derart weit über seine Grenzen
            hinaus wie der Nahostkonflikt. Kaum ein Krieg treibt so viele Menschen in Deutschland
            und Europa, den USA, in vielen muslimisch geprägten Staaten zu Demonstrationen auf die Straße. Wobei
            die Solidaritätsveranstaltungen zugunsten der Palästinenser in der Regel weit größer
            und emotionaler ausfallen als die der Israel-Unterstützer. Nach dem 7. Oktober 2023
            war es kurze Zeit anders. Angesichts der ungeheuerlichen Gewaltexzesse gegen ungeschützte
            und unvorbereitete Zivilisten verdrängte das Mitgefühl mit den Israelis den sonst
            dominierenden Hass auf sie. Dass die Israel Defense Forces (IDF), die israelischen Streitkräfte, die Hamas samt der mit ihr verbündeten Terrorgruppen
            ein für alle Mal zerstören wollten, stieß kurzzeitig auf mehr Verständnis, als Israel
            für gewöhnlich entgegengebracht wird. Denn die Hamas hatte nicht nur 1200 Tote zu
            verantworten, sondern auch über 250 verschleppte Geiseln, deren Misshandlung in aller
            Öffentlichkeit zur Schau gestellt wurde, bevor sie für Monate und einige wohl für
            immer spurlos verschwanden.
         

         Je länger die IDF die Geiseln freizukämpfen versuchte, je gründlicher sie das Hunderte von Kilometern
            lange Tunnelsystem der Terroristen sprengte, je länger sie die Kämpfer jagte, desto
            stärker wurde der Gaza-Streifen zerstört. Aber nicht nur dieses Gebiet, in dem die
            Hamas seit 2007 uneingeschränkt diktatorisch herrscht, auch das Westjordanland entwickelte
            sich zum Kriegsschauplatz. Der Blutzoll stieg unablässig, auf palästinensischer ungleich
            höher als auf israelischer Seite. Was den Furor gegen den jüdischen Staat und seine
            Bewohner auf eine nie dagewesene Stärke anfachte. Zehntausende Tote, davon mindestens
            ein Drittel Kinder, eine hungernde Zivilbevölkerung und ein verwüsteter Gaza-Streifen,
            von dem nur noch ein Trümmerfeld übrig ist. Die Gewalt schien aus dem Ruder zu laufen,
            der Vorwurf der Unverhältnismäßigkeit machte die Runde.
         

         Ist die IDF, die sich die moralischste Armee der Welt nennt, ihren Prinzipien noch treu? Hat
            der Hass jedes Maß verdrängt? Wie viel Schuld hat Israel selbst in diesem Krieg auf
            sich geladen? Waren aus den Opfern in ihrer Vergeltung blindwütige Rächer, Täter geworden?
         

         Fragen, die sich mitnichten nur mir, aber eben auch mir stellten. Aus den Antworten
            von Armeevertretern oder Politikern spricht meist viel Kalkül und gezielte Ablenkung,
            zudem blieb mir Gaza wie vielen anderen internationalen Journalisten versperrt, sodass
            ich beschloss, mich an die Menschen in Israel zu wenden, bei denen ich anfangs nicht
            nur besorgt nachgefragt habe, ob sie gesund und unversehrt sind, sondern denen ich
            vertraue, weil ich sie schon lange kenne. Es handelt sich um eine große Familie, deren
            ältestes Mitglied bis vor Kurzem Ruth war. Über die Jahre hat uns beide eine enge
            Freundschaft verbunden. Selbst wenn zwischen unseren Besuchen längere Abstände lagen,
            ist der Kontakt nie eingeschlafen. Über sie lernte ich immer mehr Mitglieder ihrer
            Familie kennen, so wie sie von meiner. Ihre Kinder, Schwiegertöchter und -söhne, ihre
            Enkel und Urenkel brachten es zuletzt zusammen auf 90 Personen. Viele waren sofort
            zu einem Treffen bereit, auch Bekannte und Freunde mit Bezug zur Familie.
         

         Die Gespräche mit ihnen waren oft lang, immer intensiv, manchmal hitzig und zugleich
            offen. Alle hatten eines gemeinsam: Sie sollten am Ende zeigen, wie diese eine Familie
            quer durch die Generationen und politischen Positionen in diesem Krieg auf ihr Land
            schaut. Womit identifizieren sich die Angehörigen, wo gehen sie auf Distanz, wann
            wenden sie sich sogar ab? Falls sie ihre Regierung verteidigen – warum und wie tun
            sie es? Auf meine deutschen Fragen wollte ich ihre Antworten hören, um zu erfahren,
            was diejenigen bewegt, die alle Welt kritisiert, und wie sie zu diesen Anschuldigungen
            stehen. Aus Gründen des Quellenschutzes mussten einige Personen anonymisiert werden.
            Alle Antworten sind authentisch, die Ansichten höchst unterschiedlich, manche schwer
            nachzuvollziehen, trotz zahlreicher Nachfragen. Sie gehören in den Chor von Meinungen,
            die helfen, das gescholtene Land besser kennenzulernen, Hintergründe für die Vorgehensweise
            der Akteure zu erfahren. Schon die vielen befragten Mitglieder aus dieser einen Familie
            machen deutlich, dass es das Israel nicht gibt, dass seine Menschen wach sind, dass sich für sie die Welt anders
            anfühlt und darstellt als für uns. Sie urteilen aus ihren Erfahrungen heraus, schauen
            kritisch in alle Richtungen. Ein Teil von ihnen sucht zugleich konstruktiv und sehr
            ernsthaft nach einer politischen Lösung, die dem Land eine Heilung ermöglicht. Diese
            Gruppe hat es im Moment deutlich schwerer, sich Gehör zu verschaffen, dabei verdient
            sie jede Beachtung.
         

         Sabine Adler, Berlin im Juni 2025

      

   
      
         
            Dies ist unser Land
            

            Ist ein Zusammenleben noch möglich?

         

         Mit säuselnder Stimme preist die Angestellte der Leihwagenfirma am Flughafen Ben-Gurion
            ein sensationelles Upgrade an. Sie zeigt auf einen nagelneuen SUV. Als ich dankend ablehne und lieber bei einem leicht lädierten Kleinwagen bleibe,
            ist sie pikiert. Die Kratzer und Beulen sind genau richtig, denn in Israel kann man
            nichts weniger gebrauchen als ein makellos lackiertes Auto, das wie ein Magnet sämtliche
            zwei- und vierrädrigen Fahrzeuge anzieht, die einem urplötzlich aus allen Himmelsrichtungen
            in die Quere kommen können.
         

         Mein erster Weg führt mich gleich nach der Ankunft nach Jerusalem. Auf der notorisch
            verstopften Autobahn fährt heute kaum jemand, denn es ist Samstagnachmittag. Ich bin
            zum Schabbat bei Ruth Goldman eingeladen, die mich gern mit »my very good friend«
            begrüßt. Sie geht inzwischen auf die 98 zu. Freundinnen wurden wir vor 15 Jahren.
            Wenn sie aus ihrem wechselvollen Leben erzählte, tat sie das so anschaulich, dass
            ich ihr stundenlang zuhören konnte und immer mehr wissen wollte. Um zu verstehen,
            wie sie weiterleben konnte nach ihrer Zeit in Auschwitz, Kinder bekommen, ein Medizinstudium
            beginnen, und es schaffte, eine Praxis als Ärztin zu eröffnen. Bis heute imponiert
            mir ihr Wille, an ihrem Traum festzuhalten und ihn sich zu erfüllen. Wie sehr sich
            das für sie lohnte, wird an ihrem langen Arbeitsleben deutlich. Noch mit über 90 besuchte
            sie Patienten, wann immer sie jemand um Rat bat. In Rente zu gehen, wäre ihr niemals
            eingefallen. Mit mir aber sprach sie hauptsächlich über die Schoah.
         

         Ruth hatte jede Menge Fragen an mich, die Deutsche. Und ich stellte fest, dass ich
            viele nicht beantworten konnte, mein Wissen nicht annähernd an ihres heranreichte.
            Sie machte mir wegen des Verhaltens der überwiegenden Mehrheit der Deutschen während
            des Nationalsozialismus niemals Vorwürfe, weil sie es ablehnte, Individuen mit Gruppen
            gleichzusetzen. Sie trieb das Verbrechen der Nazis um, Juden zu töten, nur, weil sie
            Juden waren. Sie verstand es nicht. Waren die Deutschen doch eine Nation gewesen,
            die Ruths Eltern, wie viele andere Juden auch, für ihre Kultur und Lebensart bewundert
            hatten.
         

         Wenn sie die Erinnerungen quälten, rief Ruth mich mitunter an. Oft begannen solche
            Telefonate mit der Aufforderung: »Tell me, why …«. Sie erzählte mir ihre Albträume
            und von dunklen Stunden. Wir vertrauten einander auch in sehr privaten Dingen. Immer
            erkundigte sich Ruth nach meiner Familie, den Eltern, die zu jung waren, um Täter
            gewesen zu sein. Sie vergaß keinen Namen meiner Nächsten. Obwohl uns Jahrzehnte trennten,
            standen wir uns nah. Über die schreckliche gemeinsame Geschichte hinweg, die uns letztlich
            verband. Wenn wir uns trafen, setzten wir unsere Gespräche dort fort, wo wir zuletzt
            aufgehört hatten. Einfach nur geplaudert haben wir sehr selten. Ruth und Plaudern,
            das schloss sich aus. Ich kann mich nur an wenige Gelegenheiten erinnern, bei denen
            sie über ihre Liebe zu Hunden sprach. Meine Schwärmerei für Pferde war nur einmal
            Thema. Reiten sei doch genau genommen gar kein Sport, der Mensch würde schließlich
            nur im Sattel sitzen und das Tier sei die ganze Zeit in Bewegung, sagte sie, sah mich
            an und prustete los.
         

         Obwohl Ruth oft und ausführlich über ihre Zeit in Auschwitz sprach, erfuhr ich immer
            neue Details aus ihrer Schreckenszeit dort. Meist waren es Begebenheiten, die die
            Güte und Sorge der Menschen um sie herum beschrieben. Oder aber die Kälte und Grausamkeit
            von Deutschen, so schenke ihr einmal ein Aufseher in einem Außenlager, in dem sie
            monatelang Zwangsarbeit verrichten mussten, mit gönnerhafter Geste zwei rohe Kartoffeln.
            Ob und wo sie die hätte kochen können, war ihm egal. Dass sie später ein entspannteres
            Verhältnis zu Deutschland hatte, lag vor allem an dem Bekenntnis der Bundesrepublik,
            Israel zur Seite zu stehen. Diese Solidarität empfand sie zu keinem Moment als Selbstverständlichkeit.
         

         In ihrem letzten Lebensjahr wurden unsere Telefonate kürzer, aber immer endeten sie
            mit ihrer Bitte, nach Israel zu kommen, sie zu besuchen. Wie oft hatten wir uns am
            Telefon ausgemalt, was wir zusammen unternehmen würden. In die Hafenstadt Eilat ans
            Rote Meer wollten wir fahren, um zu beobachten, wie dort im Frühjahr Unmengen von
            Störchen, Flamingos, Pelikanen, Greif- und Singvögeln nach ihrem langen Flug über
            den afrikanischen Kontinent Rast machen. Oder in die Wüste Negev, wo sie mir ein hochmodernes
            Schulungszentrum für Soldaten zeigen wollte. Weil Ruth oft vor Armeeeinheiten über
            den Holocaust gesprochen hatte, kannte sie einige Offiziere, die ihr den Neubau in
            der Wüste gern gezeigt hätten. Doch ab Frühjahr 2024 war daran nicht mehr zu denken.
            Ruths Fuß hatte sich so stark entzündet, dass sie ins Krankenhaus musste. Ihrer Meinung
            nach eine Lappalie. Sie hasste es, sich in die Hände von Ärzten begeben zu müssen,
            obwohl sie doch selbst Medizinerin war. Doch sie lag falsch.
         

         Als sie nach Hause zurückkehren konnte, schränkte sich ihr Bewegungsradius beträchtlich
            ein. Während unserer immer noch regelmäßigen Telefonate sprach sie nie über das Massaker
            der Hamas am 7. Oktober 2023. Und über den inzwischen eskalierten Krieg nur am Rande.
            Könnten die Ereignisse sie retraumatisiert haben? Oder ließ sie sie nicht mehr an
            sich heran? Bei meinem Besuch freut sie sich anfangs riesig über das Wiedersehen.
            Im Laufe des Schabbatnachmittags spricht sie mich mit meinem Nachnamen an, als würden
            wir uns nur flüchtig kennen. Ihre Tochter Dorit, die mit ihrem Mann Jehuda und Sohn
            Ilan das Wochenende bei Ruth verbringt, hatte mich gewarnt. Ihre Mutter würde mitunter
            Realität und Träume vermischen, nicht mehr wissen, in welcher Zeit sie sich gerade
            befindet. Mitunter nickt Ruth ein. Als sie einmal aus einem kurzen Schlaf hochschreckt,
            besteht sie darauf, sich für den Besuch umzuziehen. Dabei trägt sie bereits ein hübsches
            Sommerkleid. Weil alles Zureden umsonst ist, fährt Dorit sie mit dem Rollstuhl ins
            Schlafzimmer und hilft ihr beim Aus- und Ankleiden.
         

         Ilan, der Enkelsohn, den sie ganz besonders ins Herz geschlossen hat, erzählt mir
            währenddessen, wie froh er ist, die Geschichte seiner Großmutter bis ins letzte Detail
            zu kennen, weil er sie gefühlt tausend Mal gehört hat. Denn wenn sie jetzt Episoden
            daraus erzählt und ins Stocken gerät, kann er ihr weiterhelfen. Dann fühlt sie sich
            verstanden, und die Traurigkeit über die nachlassende Erinnerungsfähigkeit verschwindet.
            Als hätte sie mit dem Kleid auch die Stimmung gewechselt, sitzt Ruth nach dem Umziehen
            munter im Rollstuhl und strahlt, als Ilan vorschlägt, Musik zu hören. Dass die jüdischen
            Folkloretitel auf seinem Handy angeklickt werden können, geht nur, weil ich als nichtjüdischer
            Gast das Gerät bedienen darf. Bis Sonnenuntergang dauert es noch einige Stunden und
            solange ist die Nutzung von Telefonen, Elektrizität, ja sogar Büchern oder Schreibutensilien
            verboten. Eine Einschränkung, die für mich, trotz der Anwesenheit der Gläubigen, nicht
            gilt.
         

         Ilan, Ende 20, gibt zu, dass es guttut, regelmäßig für mehr als 24 Stunden nicht erreichbar
            zu sein und ganz im Hier und Heute zu leben. Aber je weiter es auf den Sonnenuntergang
            zugeht, desto hibbeliger wird er. Immer häufiger blickt er auf die Wohnzimmeruhr,
            vergleicht sie mit der im jüdischen Kalender genannten Zeit für das Schabbat-Ende
            und schaltet das Telefon pünktlich auf die Minute wieder an. Rosi, die Pflegerin,
            klingelt an der Wohnungstür, denn nun übernimmt sie wieder die Versorgung. Ruth, vom
            Besuch erschöpft, will nur noch schlafen. Unsere Verabschiedung fällt kurz aus. Was
            sage ich einer Freundin, die ich wahrscheinlich nicht mehr wiedersehen werde, die
            es so, wie sie früher war, leider schon nicht mehr gibt? Darf man zeigen, dass man
            schon jetzt trauert? Auf keinen Fall! Ich wünsche ihr ein letztes Mal gute Nacht.
         

         Auch Dorit und Jehuda machen sich auf den Heimweg, ohne Ilan, denn der ist mit einem
            seiner Cousins verabredet. Er hat eine Menge davon. Es ist aber nicht Avi, mit dem
            ich mich am nächsten Tag treffe. Avi lebt im Westjordanland, wo jüdische und palästinensische
            Ortschaften dicht an dicht liegen. Ich habe mich sehr genau erkundigt, wo man seinen
            Fuß hineinsetzen darf, bevor es zu spät ist. Unser Treffpunkt ist Newe Daniel. Dass
            sich die Tore zu der 1982 gegründeten Siedlung wie von Zauberhand öffnen, ohne dass
            ich das Auto stoppen müsste, verdanke ich Abraham, der von allen aber nur Avi genannt
            wird, und der mich beim Wachdienst angekündigt hat, wo er nun wartet. Mit seinem Cowboy-Hut,
            dem dichten schwarzen Vollbart und der Waffe am Gürtel wirkt der junge Mann wie einem
            Western entsprungen. Sein amerikanisches Englisch tut ein Übriges. Avi ist zwar nicht
            in den USA geboren, aber seine Mutter Sarah, die ältere Tochter von Ruth, und auch sein Vater
            Levi.
         

         Weil Newe Daniel fast 1000 Meter über dem Meer liegt, bläst hier oft ein kräftiger
            Wind – im Sommer eine Wohltat, im Winter fegt er die Straßen leer, an vielen Tagen
            traut sich dann kaum jemand vor die Haustür. Und obwohl das Dorf die allermeisten
            Siedlungen ringsum überragt, gibt es eine zweistöckige Aussichtsplattform, von der
            man weit in die Landschaft bis ans Mittelmeer blicken kann. Auch nach Bethlehem und
            Jerusalem mit dem Ölberg, den Hochhäusern und der weiß flimmernden Altstadt. Schon,
            wer sich in grauen Vorzeiten zu Fuß dorthin auf den Weg machte, kam hier entlang,
            überquerte Newe Daniel, damals nur ein Berggipfel. Pilger zogen durch diese Gegend,
            womit Avi bei seinem Thema ist.
         

         Aus seinem Rucksack holt der 30-Jährige einen Stapel laminierter Karten. Alle zeigen
            das gleiche Stück Land: Judäa und Samaria, wie er und die meisten israelischen Siedler
            das Westjordanland nennen. Schauplatz einer Jahrtausende alten Geschichte. Avi beginnt
            bei Abraham, seinem Namensvetter, dem Urvater der Juden, und dessen Sohn Isaak, den
            er Gott opfern soll. Wo, auf welchem der Berge, werde Gott ihn wissen lassen. Abraham
            soll aus Be’er Scheva in der Negev-Wüste gekommen und in Richtung Jerusalem unterwegs
            gewesen sein. »Wir wissen, dass dies schon seit Ewigkeiten eine Hauptverkehrsstraße
            ist. Hier sind unsere Vorväter Abraham, Isaak und Jakob gewandert. Die ganze jüdische
            Geschichte hat sich auf diesen Hügeln und Bergen abgespielt, nicht dort unten in Tel
            Aviv oder im Norden von Israel.«
         

         Zeugnisse der alten Verkehrsverbindung sind bis heute erhalten gebliebene Meilensteine
            aus der römischen Zeit. Wir stehen vor Stein Nummer zehn. Die anderen, Nummer neun
            bis 13 wurden entsprechend weiter entfernt gefunden. Avi hält eine Geschichtsstunde
            zum Anfassen. Wir verlassen die Schotterstraße und machen uns zu Fuß auf den Weg zu
            einem rund 2000 Jahre alten Mikwe-Bad, ein Beweis jüdischen Lebens in diesem Landstrich.
            Von diesen Tauchbecken für rituelle Bäder gibt es hier einige. Um sie herum haben
            Archäologen Tonscherben gefunden, die ebenfalls rund 2000 Jahre alt sein sollen. »Das
            bedeutet, dass die Pilger auf ihrem Weg in dieser Gegend Halt gemacht haben«, schlussfolgert
            Avi und erklärt weiter: »In den jüdischen Büchern, im Talmud, steht, dass man sich
            vor dem Betreten des Tempels reinigen muss, indem man ein rituelles Bad nimmt.« Es
            soll einen Streit unter den Rabbinern gegeben haben, wann und wo genau solch ein Bad
            genommen werden musste. Eine Version lautet: sobald man auf seinem Weg nach Jerusalem
            die Stadt zum ersten Mal sieht. »Also genau hier«, sagt Avi. Unter der Anhöhe, von
            der aus man erkennt, wie breit sich die Stadt in der Ferne inzwischen gemacht hat,
            öffnet sich eine kleine Höhle. Darin befindet sich ein viereckiges Becken mit Wasser.
            Unter der Oberfläche zeichnen sich mehrere Stufen ab. Über sie könnte man bis in die
            Mitte steigen. Die Stufen sind ein Hinweis darauf, dass es sich nicht um eine der
            vielen Zisternen und auch nicht um eine Tränke oder einen Brunnen handeln kann, sondern
            um den Einstieg in eine Wanne aus Stein. Gefüllt wird sie ausschließlich mit Regenwasser,
            das vom Hang hineinläuft. »Nur in unserer Religion gibt es rituelle Bäder – ein Beleg
            dafür, dass dies unser Land ist.«
         

         So geschichtsträchtig der Grund und Boden von Newe Daniel auch ist, so kurz ist die
            Geschichte dieses Ortes als Siedlung. Sie beginnt 1982 mit einigen Containern, die
            Juden aus Israel, Osteuropa, Frankreich, Kanada und den USA hier aufstellten. Inzwischen leben 400 Familien in geräumigen Häusern, umgeben von
            Gittern wie in einem Hochsicherheitsgefängnis.
         

         Die Sperranlangen und die breiten asphaltierten Straßen stören Avi, weshalb er mit
            seiner Familie in eine Siedlung etwas entfernt gezogen ist. Nahe an der Natur, mit
            ungeteerten Wegen, improvisierten Häusern. Und ohne Zäune, was er wichtig findet,
            weil Gitter einen in falscher Sicherheit wiegen würden. Man schaue nur noch nach innen
            und würde die Gefahr von außen übersehen. Dies sei eine der Lehren aus den Hamas-Überfällen
            am 7. Oktober 2023. Eine andere, dass sie bei Raketenangriffen besonders wachsam sein
            müssten.
         

         In den ersten Nächten nach dem 7. Oktober haben Avi und seine Nachbarn die Geschosse
            aus Gaza losfliegen sehen, bevor sie bei ihnen in den Bergen einschlugen. Doch die
            Männer gingen nicht mehr in den Schutzraum, sondern verteilten sich mit ihren Gewehren
            rund um ihr Dorf. Denn die Terroristen konnten auch deshalb vielerorts ungehindert
            angreifen, ohne auf Gegenwehr zu stoßen, weil alle Menschen in den Bunkern saßen.
            Seither gehen Wachdienst und Soldaten auf Streife und stellen sicher, dass niemand
            einen Raketenangriff ausnutzt, um in die Gemeinde zu gelangen. Auch ein halbes Jahr
            später, am 13. April 2024, als der Iran seine Raketen und Drohnen schickte, waren die Männer nachts draußen
            unterwegs. Sie glaubten ihren Ohren nicht zu trauen, als sie während des Angriffs
            Freudenschreie aus den umliegenden arabischen Gemeinden hörten. Avi sucht auf seinem
            Handy zwei Videos von Ramallah und Nablus, die ähnliches dokumentieren. »Einige Raketen
            schlugen tatsächlich in palästinensischen Gemeinden ein. Aber sie johlten vor Freude,
            dass Raketen auf den jüdischen Staat niedergehen.«
         

         Als wir zu Avis Siedlung fahren, müssen wir auf der Schotterpiste stoppen. Ein Tor
            versperrt den Weg, das es vor dem 7. Oktober noch nicht gegeben hat. Ebenso wie das
            Wachhäuschen und die vielen Kameras, die seitdem jeden Winkel der Gemeinde ins Visier
            nehmen. Ein Container dient als Sicherheitszentrum, der Zutritt ist beschränkt. Immer
            zwei Personen behalten rund um die Uhr die zahlreichen Bildschirme hier im Auge. Das
            Geld für das Equipment kam von Spendern aus den USA. Einen Zaun wollen die Einwohner immer noch nicht bauen. Lieber organisieren sie
            im Schichtdienst Patrouillen, bei denen sie anfangs von 20 Reservisten der israelischen
            Armee unterstützt wurden. Jetzt sind es noch fünf. Zu ihnen gehört auch Avi, den die
            Armee nach dem 7. Oktober immer wieder für Reservistendienste verpflichtete.
         

         Nichts von der technischen Hochrüstung fällt in dieser idyllischen Landschaft ins
            Auge. Es ist still. Die Straßen und Dörfer, die man im Tal erkennen kann, sehen friedlich
            aus. Wir begegnen vier Teenagern, Jungen von der Jeschiwa-Religionsschule in der Nähe,
            die in einer der Quellen in den Bergen baden waren. Überall gibt es natürliche Wasserlöcher,
            in die sich die Bewohner der Gegend an einem Seil hinunterlassen, um sich abzukühlen.
            Manchmal müssen sie auch mit den Zisternen für die Schafe vorliebnehmen.
         

         Newe Daniel und etliche benachbarte Orte sind nach internationalem Recht illegale
            Siedlungen. Den Anfang machen meist Schiffscontainer, die einzelne Personen, eine
            Familie oder eine Gruppe auf einen Hügel setzen lassen. Dann wird der Grund und Boden
            für sich reklamiert. Laut Satzung erklären die teils religiösen, teils säkularen jüdischen
            Bewohner, dass sie mit ihren arabischen Nachbarn in Frieden leben und Gewalt vermeiden
            wollen. Einige betreiben ökologischen Landbau – auf palästinensischer Erde. Der frühere
            israelische Ministerpräsident Ehud Olmert bezeichnete solche Außenposten als eine
            Schande, weil sie der Roadmap zum Frieden mit den Palästinensern im Weg standen. Deshalb
            ordnete er nach seinem Amtsantritt im Jahr 2006 ihre Zerstörung an. Die Siedler wehrten
            sich oftmals heftig. So sehr, dass es mitunter der Armee nur gelang, ein kleines Haus
            oder einen Stall abzureißen. Hunderte von israelischen Demonstranten hinderten die
            Soldaten daran, ganze Siedlungen zu zerstören. Seit diesen frühen Protesten besitzen
            die Bewohner Waffen.
         

         Anfang 2023 beschloss das von Benjamin Netanjahu geführte Kabinett die Legalisierung
            von neun Außenposten. 2025 waren es 22 weitere, mehr als je zuvor auf einmal. Doch
            damit die Entscheidungen Bestand haben, muss die Regierung nachweisen, dass sie auf
            einer Fläche errichtet wurden, die Israel als Staatsland betrachtet. Wenn die Außenposten
            auf privatem palästinensischem Boden errichtet wurden, ist es wahrscheinlich, dass
            der Oberste Gerichtshof die Legalisierung nicht anerkennt. Dann steht ein jahrelanges
            Tauziehen bevor. Die Netanjahu-Regierung möchte solche ausufernden Verfahren mit einer
            Reihe von Gesetzentwürfen abkürzen, die den Gerichten verwehren sollen, diese Kabinettsbeschlüsse
            aufzuheben. Einer der Gründe, warum sie so hartnäckig auf der vollständigen Umsetzung
            ihrer geplanten Justizreform besteht. Die Regierungskoalition, in der die Hardliner
            das Sagen haben, hatte bei ihrer Gründung erklärt, dass »das jüdische Volk ein ausschließliches
            und unveräußerliches Recht auf alle Teile des Landes Israel« hat, einschließlich des
            Westjordanlands. Während die internationale Gemeinschaft alle Siedlungen als illegal
            betrachtet, unterscheidet Israel zwischen Siedlungshäusern, die vom Verteidigungsministerium
            auf staatseigenem Land gebaut und genehmigt wurden, und illegalen Außenposten, die
            ohne die erforderlichen Genehmigungen errichtet wurden, oft auf privatem palästinensischem
            Land. Allerdings werden Außenposten manchmal mit der stillschweigenden Zustimmung
            des Staates errichtet. Insgesamt versuchten auf diese Weise mehrere aufeinanderfolgende
            Regierungen weit über 100 nicht anerkannte Siedlungen zu legalisieren.
         

         Trotz des Gaza-Krieges ist der Bau-Boom in ganz Israel ungebrochen. Wenn dieses Tempo
            anhält, wird auch von den steinigen, grünen Hängen des Westjordanlands in wenigen
            Jahren nichts mehr zu sehen sein. Der rechtsextreme Finanzminister Bezalel Smotrich,
            der selbst in einer illegalen Siedlung im Westjordanland lebt, erteilt immer neue
            Genehmigungen, so für Nahal Heletz bei Bethlehem, auf das man von Newe Daniel aus
            hinunterschauen kann. »Keine anti-israelische oder anti-zionistische Entscheidung
            wird die Entwicklung der Siedlungen stoppen. Wir werden weiter gegen das gefährliche
            Projekt der Gründung eines palästinensischen Staates kämpfen, indem wir vor Ort Fakten
            schaffen«, verkündete Smotrich im August 2024 auf der Plattform X. Für die israelische
            Organisation Peace Now, die den Bau von Siedlungen dokumentiert, ist es ein »großflächiger Angriff« auf
            das für Wein und Oliven bekannte Unesco-Weltkulturerbe mit den antiken Terrassen und
            Bewässerungssystemen. Die israelischen Siedlungen »zerstückeln den palästinensischen
            Raum«, kritisiert die Organisation, die sich vehement für eine Zwei-Staaten-Lösung
            ausspricht.
         

         Während in vielen neuen Siedlungen lange Reihen baugleicher Häuserblocks aus dem Boden
            schießen, gibt es Siedler, die Wert darauf legen, dass möglichst wenig Landschaft
            zerstört wird. Sie verzichten auf befestigte Straßen, verwenden als Baumaterial lieber
            Holz als Beton. Das Haus von Avis junger Familie liegt in der Nachmittagssonne, die
            die improvisierte Terrasse aus Holzpaletten in ein goldenes Licht taucht. In der Hängematte
            spielen die beiden Töchter mit zwei Mädchen aus der Nachbarschaft. Der anderthalbjährige
            Sohn übt die ersten Schritte und lacht gackernd, wenn er auf dem Po statt in den Armen
            seiner Mutter Alisah landet. Sie trägt Shorts und T-Shirt sowie ein locker gebundenes
            Kopftuch. Im Haus, das hauptsächlich aus einem kleinen Wohnraum mit Küche besteht,
            ist wenig Platz für die fünfköpfige Familie, aber sie schätzen sich glücklich. Alisah
            findet, dass auch andere junge Familien eine Chance bekommen sollten, so naturverbunden
            zu leben wie sie. »Weil Israels Regierungen nicht immer rechts standen und die Vereinigten
            Staaten eine Menge Druck ausüben, gibt es zu wenige Häuser für all die Menschen, die
            hier leben wollen. Wir hoffen, dass nebenan ein neuer Ort gebaut wird.« Die Wahrscheinlichkeit
            ist hoch. Wenn Alisah »rechts« sagt, meint die junge Siedlerin vermutlich eine ihr
            nahestehende Position – zionistisch-nationalistisch und zugleich streng religiös.
         

         Die jüdische Bevölkerung in dem überwiegend von Palästinensern bewohnten Westjordanland
            wächst stetig. 2023 um drei Prozent auf 517 407 Personen gegenüber 502 991 ein Jahr
            zuvor. Anders ausgedrückt heißt das, dass jüdische Familien immer mehr palästinensisches
            Land okkupieren. Die Website einer siedlerfreundlichen Gruppe, WestBankJewishPopulationStats.com, dokumentiert akribisch, in welch rasantem Tempo die Zahl der Juden und Jüdinnen
            im Westjordanland zunimmt. Nach dem Angriff der Hamas haben viele Israelis, die zuvor
            strikt gegen den Siedlungsbau auf besetztem Land waren, ihre Position geändert. Hält
            diese Entwicklung an, könnte es bis 2030 über 600 000 Siedler geben, sagen Prognosen.
            Darin sind noch nicht die Bevölkerungszahlen für Ostjerusalem enthalten, wo mehr als
            200 000 Israelis in Siedlungen leben, die Israel als Teile seiner Hauptstadt betrachtet.
         

         Die erste gemeinsame Wohnung hatten Avi und seine Frau in einem Ort am Rande der Wüste
            Negev. Dort fehlte beiden aber das Grün. Ihr Traum ist es, in einen der alten Kibbuze
            zu ziehen, die schon vor über 100 Jahren angelegt wurden und in denen jeder ein Stück
            Land hat, mit Bäumen und Sträuchern ringsherum. Aber dafür benötigt man viel Geld,
            und das haben sie nicht. Ihr jetziger Wohnort, nahe an der Natur, ist ein guter Anfang.
            Die Kinder können draußen spielen, zur Quelle oder auf die Felder gehen. Es fällt
            nicht schwer, sich das junge jüdische Paar mit seinen Kindern im quirligen Tel Aviv
            vorzustellen, auf einem Spielplatz oder in einem Park sitzend mit einem Café Latte
            in der Hand. Doch in die hippe Metropole am Meer hat es sie noch nie gezogen. Sie
            sehen sich in den Bergen von Judäa und Samaria unterwegs in einer Mission. »Nur wenige
            Menschen sind bereit, hierher zu ziehen, weil es ihnen viel zu gefährlich wäre«, sagt
            Avi. »Dabei sterben selbst in Israel viel mehr Menschen durch einen Verkehrsunfall
            als durch Terror. Und trotzdem würde keiner sein Auto stehen lassen und die Einkäufe
            zu Fuß erledigen.«
         

         Unmittelbar nach dem 7. Oktober war die Angst groß, dass Palästinenser aus der Nachbarschaft
            ihre kleine Siedlung überfallen könnten. Deswegen verbrachten Frauen und Kinder sicherheitshalber
            einige Tage bei Verwandten in größeren Orten. Ebenso lebendig wie Avi die Zeugnisse
            jüdischer Anwesenheit präsentierte, erklärt er nun, was es mit den in Folie eingeschweißten
            Landkarten auf sich hat. Sie sind die Belege seiner These, dass Israel mehrere Male
            seit seiner Staatsgründung Land gegen Frieden abgegeben habe. Selbst dieses Land,
            auf dem ihre Vorväter schon vor 4000 Jahren gegangen seien, würden die meisten jüdischen
            Menschen opfern, »wenn es ein Friedensabkommen gäbe, wenn die Palästinenser bereit
            wären, das Feuer einzustellen und mit uns friedlich zu leben.« Weil sich Avi sehr
            klar auszudrücken vermag, gibt er zu verstehen, dass er von solchen Kompromissen nichts
            hält. Er wartet regelrecht auf die Nachfrage: »Ist das noch möglich? Würdest du ihnen
            vertrauen?« »Nach dem 7. Oktober? Nein. Das ist meine Antwort.« Avi untermauert sie
            zusätzlich mit einem Hinweis auf den Rückzug Israels 2005 aus dem Gaza-Streifen, den
            er – im Nachhinein betrachtet – falsch findet. Er macht den palästinensischen Behörden
            den Vorwurf, dass sie ihre Chance, einen Staat des Wohlstands für das palästinensische
            Volk zu schaffen, vertan haben.
         

         So vieles in dem kleinen Land ist kompliziert, auch die Vorgeschichte des Gaza-Abzugs.
            Es gibt darin mindestens so viele Grautöne wie in den Felsen des Westjordanlandes.
            Zunächst muss man von 2005 mindestens zwölf Jahre zurückblicken, bis zum Oslo-Abkommen.
            1993 unterzeichneten in Washington Jassir Arafat und Mahmud Abbas für die Palästinensische
            Befreiungsorganisation (PLO) sowie Schimon Peres, Warren Christopher und Andrei Kosyrew als Außenminister Israels,
            der USA und Russlands in Anwesenheit des israelischen Ministerpräsidenten Jitzchak Rabin,
            des Palästinenseranführers Jassir Arafat und des US-Präsidenten Bill Clinton die »Prinzipienerklärung über die vorläufige Selbstverwaltung«,
            die in London, vor allem aber in der norwegischen Hauptstadt ausgehandelt worden war.
            Die vereinbarte Selbstverwaltung stellte einen überraschenden Fortschritt in dem bis
            dahin festgefahrenen Nahost-Friedensprozess dar, denn sie zielte auf die gegenseitige
            Anerkennung beider Seiten. Das bedeutete, dass die Israelis nun die PLO als offiziellen Vertreter der Palästinenser akzeptierten, und die PLO sich verpflichtete, aus ihrer Charta alle Passagen zu streichen, die die Vernichtung
            Israels als Ziel deklarierten.
         

         Der israelische Abzug aus Gaza war allerdings keine nahtlose Fortsetzung dieses hoffnungsvollen
            Weges. Denn die Hamas, ein arabisches Akronym, das sich als »Islamische Widerstandsbewegung«
            übersetzen lässt, hatte auch ein Wörtchen mitzureden und war mitnichten zu diesen
            Zugeständnissen bereit. Ihre Führer schäumten vor Wut über den aus dem tunesischen
            Exil zurückgekehrten Jassir Arafat. Denn er unterstützte als Chef der Fatah-Partei
            und der PLO die Zwei-Staaten-Formel und war dementsprechend bereit, fast 80 Prozent des ehemaligen
            britischen Mandatsgebietes Palästina aufzugeben, das vom Jordantal bis zum Mittelmeer
            reichte. Einzig Ostjerusalem, das Westjordanland und der Gaza-Streifen sollten jetzt
            noch zum palästinensischen Staat gehören. Die Hamas dagegen bestand auf ihren Zielen,
            erstens Israel zu vernichten und zweitens im gesamten Land ein islamistisches Regime
            zu errichten, dem sich die Juden unterzuordnen hatten, wenn sie nicht vertrieben oder
            getötet werden wollten. Dass die PLO mit dem israelischen Militär zusammenarbeiten wollte, um die jahrelange Serie von
            islamistischen Terroranschlägen zu beenden, machte sie in den Augen der Hamas zu Kollaborateuren.
            Und Kollaboration bedeutete für sie Verrat.
         

         Anders als mit dem Osloer Abkommen erhofft, räumte Israel keine einzige jüdische Siedlung
            im Westjordanland, im Gegenteil, es wurden dort wie auch im Gaza-Streifen zunächst
            immer neue gebaut. Und es kam noch schlimmer, es setzte ein jüdischer Terror ein.
            Ein halbes Jahr nach der Unterzeichnung des Abkommens im Weißen Haus in Washington
            verübte der jüdische Extremist Baruch Goldstein ein Massaker in einer Moschee von
            Hebron, bei dem er 29 Menschen mit seiner Waffe tötete und Dutzende verletzte. Die
            Hamas antwortete mit einer Serie von Attacken und Selbstmordattentaten, gegen die
            die palästinensische Autonomiebehörde machtlos zu sein schien. Juden waren an Bushaltestellen,
            in Einkaufszentren oder auf Märkten ihres Lebens nicht mehr sicher. Am 4. November
            1995 wurde Jitzchak Rabin in Tel Aviv bei einer Kundgebung, die ein Zeichen setzen
            wollte, dass Frieden immer noch möglich war, erschossen. Der Mörder Yigal Amir war
            ein jüdischer Rechtsextremer, der wie Goldstein die Tat als seine religiöse Pflicht
            verstand.
         

         Ganz gleich, ob die Ministerpräsidenten Rabin, Netanjahu, Barak, Scharon oder wieder
            Netanjahu hießen, die Gewalt riss nicht ab, die Zahl der neuen Häuser in den Siedlungen
            dagegen nahm stetig zu. Der ehemalige General Ariel Scharon goss noch mehr Öl ins
            Feuer, als er im Jahr 2000 den Tempelberg in Jerusalem besuchte. Er wurde mit Steinen
            und Stühlen beworfen, doch die waren erst der Anfang. Fortan feuerten Palästinenser
            aus dem Gaza-Streifen Raketen auf Israel. Arafats Einfluss schwand, der der Hamas
            nahm zu. Die zweite Intifada, der Aufstand gegen die Israelis, brach aus. Scharon
            musste dringend Druck aus dem Kessel ablassen, wenn er nicht wollte, dass er explodiert.
         

         Am 19. März 2003 wurde Abbas, der bis zum Tode Jassir Arafats als dessen inoffizieller
            Stellvertreter galt, von diesem offiziell aufgefordert, das Amt des Ministerpräsidenten
            zu übernehmen. Die Regierungen Israels und der Vereinigten Staaten hatten Arafat zuvor
            massiv unter Druck gesetzt, weil sie ihn als Gesprächspartner für Friedensverhandlungen
            ausschalten und stattdessen mit dem als gemäßigter geltenden Abbas verhandeln wollten.
            Innerhalb der PLO genoss Abbas hohes Ansehen. Außerhalb der PLO, in der palästinensischen Bevölkerung, galt er als Personifizierung von Korruption
            und Vetternwirtschaft.
         

         Mit jemandem wie Abu Mazen, wie Abbas auch genannt wurde, konnte sich Scharon arrangieren.
            Die Personalie brachte jedoch immer noch keinen Frieden. Die Zwei-Staaten-Lösung kam
            nicht voran und in Israel herrschten nach wie vor große Unterschiede, was die Bürgerrechte
            betraf. Doch Scharon wehrte sich vehement, den unter seiner Regierung lebenden Palästinensern
            im Gaza-Streifen die israelische Staatsbürgerschaft und die gleichen Rechte wie Juden
            zu gewähren, weil dort die muslimische Bevölkerung zahlenmäßig eindeutig größer war.
            Stattdessen ließ er alle jüdischen Siedlungen in der Enklave räumen und rief auch
            das Militär zurück. Der Abzug folgte Scharons Logik, die da lautete: Im Gaza-Streifen
            lebten 1,4 Millionen Palästinenser und 8000 jüdische Siedler, die er mit dem gleichen
            immensen militärischen Aufwand schützen lassen musste, wie die 250 000 Juden im Westjordanland.
            Der größte Teil des Westjordanlandes sollte auf jeden Fall jüdisch kontrolliert bleiben.
            Am 2. Februar 2004 verkündete er erstmals die einseitige Räumung der jüdischen Siedlungen
            in Gaza. Umgesetzt wurde sie im Sommer 2005.
         

         Mit einer Friedensgeste hatte der einseitige Schritt absolut nichts zu tun. Er war
            nicht verhandelt worden. Die Hamas legte den Rückzug dennoch als ihren Sieg aus. In
            ihren Augen hatte sich ihr Terror, den sie »Widerstandskampf gegen die jüdische Besatzung«
            nannte, ausgezahlt. Die säkulare Fatah-Partei und die Palästinensische Autonomiebehörde
            sahen dagegen blass aus. Sie waren geschwächt und galten obendrein als korrupt. Die
            für 2006 anberaumte Wahl gewann die Hamas eindeutig. Sie stellte als Premier Ismail
            Haniyeh.
         

         Avis Ansicht nach versuchte die Hamas seitdem, »immer mehr Raketen zu bauen und all
            das Geld, das internationale Unterstützer bereitstellen, dafür zu verwenden, das jüdische
            Volk anzugreifen, anstatt ein gutes Leben für ihre Bürger zu schaffen.« Tatsächlich
            folgte nach dem Wahlsieg der Hamas ein Bruderkrieg zwischen der Fatah und der Hamas
            um die Vorherrschaft im Gaza-Streifen und um die geräumten ehemals jüdischen Gebiete,
            der mit der Vertreibung der Fatah aus der Küstenenklave endete. So manche Hoffnung,
            das nun autonome Gaza könne sich mit den internationalen finanziellen Hilfen zu einem
            aufstrebenden Bildungs- und Handelszentrum im arabischen Raum entwickeln, zerplatzte.
            Vielmehr wurde die israelische Zivilbevölkerung jahrelang mit Qassam- und Katjuscha-Raketen
            aus dem Gaza-Streifen beschossen. In Israel hieß der nächste Regierungschef Ehud Olmert,
            der das Gebiet abriegeln ließ.
         

         Die Geldbeträge, die allein aus Katar kamen, wurden immer größer. Das kleine wegen
            seiner Erdgas- und Erdölvorkommen finanzstarke Königreich verpflichtete sich 2012, im Gaza-Streifen Schulen, Krankenhäuser und andere Einrichtungen im Wert von 400
            Millionen Dollar zu bauen. Weil die Hamas seit 2007 in dem abgeriegelten Gebiet praktisch
            allein herrschte, hatte Mahmud Abbas als Präsident der Palästinensischen Autonomiebehörde
            kaum noch Einfluss auf den Gaza-Streifen. 2018 sah er es deshalb nicht mehr ein, weiter
            die Gehälter der dort tätigen Beamten zu finanzieren. Er stoppte die Zahlungen, in
            der Erwartung, dass sich sein Konkurrent von der Hamas Yahya Sinwar, ihm unterwerfen
            würde. Abbas’ Rechnung ging nicht auf, denn sie wurde von dem neuen Premier Israels,
            Benjamin Netanjahu, durchkreuzt.
         

         Netanjahu wollte sich den Palästinenserstreit zunutze machen und erlaubte den Investoren
            aus Katar, den Gaza-Streifen mit noch mehr Geld zu unterstützen. Obendrein musste
            dieses Geld nicht mehr ausschließlich per Banküberweisungen geschickt werden, sondern
            durfte den Ansprechpartnern in Gaza auch bar ausgehändigt werden. Das wiederum verbaute
            dem israelischen Geheimdienst die Möglichkeit, den Geldfluss nachzuverfolgen. Eine
            zunächst unerklärliche Selbstbeschränkung. Hatte man doch schon früher registriert,
            dass zum Beispiel aus den Baustoffen keineswegs nur Gemeinschaftseinrichtungen entstanden,
            sondern auch unterirdische Gänge. Dank Netanjahu konnte die Hamas immer mehr Geld
            für den Ausbau des Tunnelsystems verwenden. Oder eben, was Avi moniert, für Raketen.
            Für ihn war und ist die Finanzierung des Gaza-Streifens und damit der Hamas ein Skandal.
            So sahen es 2018 auch Netanjahus politische Konkurrenten. Zumal bereits 2016 ein Terror-Plan
            der Hamas bekannt wurde, der ziemlich genau dem entsprach, was am 7. Oktober 2023
            umgesetzt wurde. Demnach wollte die Hamas den Grenzzaun an mehreren Stellen durchbrechen,
            Zivilisten in israelischen Dörfern entlang des Gaza-Streifens töten oder verschleppen.
            Die Geiseln sollten in den Tunneln festgehalten werden.
         

         Offiziell wollte Netanjahu für Israel Ruhe erkaufen. Je mehr Geld die Hamas bekäme,
            desto zurückhaltender würde sie sich verhalten. Das überzeugte aber weder politische
            Verbündete noch seine Gegner. Die am allerwenigsten. Der wahre Zweck war und ist wohl
            immer noch ein anderer: Netanjahu, der gewiefte Politprofi, unternahm und unternimmt
            bis heute alles, um eine einheitliche Führung der palästinensischen Gebiete zu vereiteln.
            Solange die Autonomiebehörde ihre Teile des Westjordanlandes kontrolliert und die
            Hamas den Gaza-Streifen, solange gibt es kein einiges Palästina. Und das bedeutet:
            keinen eigenen Staat für die Palästinenser. So ließ und lässt sich eine Zwei-Staaten-Lösung
            auf Dauer wirkungsvoll verhindern.
         

         Die Hamas regierte von Anfang an mit eiserner Hand. Anhänger der Fatah, Mitarbeiter
            der Autonomiebehörde oder auch nur deren Sympathisanten wurden seit ihrer Machtübernahme
            von der Hamas gefoltert oder getötet, vorzugsweise, indem man sie von Hochhausdächern
            stieß. Ihre Herrschaft sicherte sie sich auch dank des von ihr perfektionierten Tunnelsystems.
            Die Idee, eine Belagerung von Gaza durch unterirdische Gänge zu umgehen, ist steinalt.
            Mehr als 2000 Jahre, denn die Erde unter Gaza ist weich und lässt sich leicht ausheben.
            Schon Alexander dem Großen soll es deswegen im Jahr 332 v. Chr. erst nach monatelangen
            Versuchen gelungen sein, die Mauern von Gaza in einem Sturmangriff niederzureißen.
            Immer wieder war es der Bevölkerung gelungen, über unterirdische Gänge auszubrechen
            und seine Soldaten anzugreifen.
         

         An die Idee, Tunnel zu nutzen, um Grenzzäune zu unterwandern, erinnerte man sich nach
            dem Abschluss des Friedensvertrages zwischen Israel und Ägypten 1979, der auch die Teilung der Stadt Rafah zur Folge hatte. Nach dem Abzug Israels aus
            dem Gaza-Streifen 2005 und dessen Abriegelung wurden die Tunnel eine wichtige Schmugglerroute.
            Oft nahmen die Schächte ihren Anfang von Kellern in Wohnhäusern aus. Durch die Tunnel
            kam alles: Steine, Zement, Lebensmittel, Konsumgüter, Autos, Benzin, Vieh und auch
            die Waffen und Munition für die Hamas. Es entstand eine ganze Tunnel-Industrie, die
            Tausende von Arbeitsplätzen hervorbrachte, Korruption beförderte und einflussreiche
            Netzwerke etablierte. Wer Herr eines Tunnels war, hatte ausgesorgt. Was durch die
            Gänge in Gaza angeliefert wurde, verteilte die Hamas. Und nur sie. Israels Abriegelung
            des Gebietes durch Olmert nützte gar nichts. Im Gegenteil, sie machte die Hamas noch
            stärker, weil sich alle Macht in ihren Händen konzentrierte. Gleichzeitig verarmte
            die Bevölkerung weiter.
         

         2018, mittlerweile war wieder Benjamin Netanjahu Ministerpräsident, regte sich unter den
            Bewohnern von Gaza großer Unmut. Er richtete sich gegen Israel, seine Blockade des
            Gaza-Streifens und die Vertreibung der Palästinenser. Eine mächtige Menschenmenge
            marschierte zur Grenze. Einige Demonstranten versuchten, den Grenzzaun durchzuschneiden,
            andere warfen Steine, Sprengsätze und Molotowcocktails und wollten die Absperrung
            überwinden. Obwohl das israelische Militär mit scharfer Munition in die Menge schoss,
            hielten die Proteste wochenlang an. Etwa 200 Menschen wurden getötet. Angesichts der
            vielen Opfer im Gaza-Krieg und der lebensunwürdigen Zustände in der abgeriegelten
            Enklave – könnte sich dieses Szenario nicht jederzeit wiederholen?
         

         Avi kritisiert hauptsächlich die Hamas. Gewaltbereit sind auch andere bewaffnete Gruppen
            im Gaza-Streifen. Sie gaben sich 2018 eine einheitliche Kommandostruktur und führten
            jahrelang gemeinsame Manöver durch, in denen sie Geiselnahmen, Anschläge auf Militäreinrichtungen
            und Dörfer sowie das Durchbrechen von israelischen Grenzanlagen übten. Die letzte
            Generalprobe fand nur knapp einen Monat vor dem Massaker statt, in unmittelbarer Nähe
            zu den Sperranlagen an der israelischen Grenze. Von vielen dieser gemeinsamen Militärtrainings
            stellten die Kampfeinheiten Videos ins Netz.
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